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Aktuelle Stunde

Nach dem GSW-Verkauf - schon Ende der Fahnenstange für Priva-

tisierungen in Berlin?

Vizepräsidentin Michels: Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Schimmler das Wort.
- Bitte sehr!

Schimmler (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Dr. Lindner, herzli-
chen Dank für diese Rede. Ich glaube, die Parteien - wobei Sie die CDU schon zu den
linken Parteien zählen - können diese Rede im Wahlkampf, der in zwei Jahren stattfindet,
ganz hervorragend verwenden. Aber auch schon jetzt können wir sagen: Der Bürger, der
zugehört hat, weiß, worum es Ihnen geht. Ihnen geht es nicht um Mieterinteressen. Sie
sagten, Mieterschutz sei nur Zierrat. Diese Stadt ist eine Mieterstadt. Ich frage mich, wie
Sie sonst immer so tun können, als würden Sie für Menschen eintreten. Bei Ihnen wurde
ganz deutlich: Sie haben nur ein Interesse, nämlich die Maximierung des Gewinninteres-
ses von Firmen. Der Rest ist Zierrat, der wegfallen kann.

[Beifall bei der SPD und der PDS - Beifall der Frau Abg. Oesterheld (Grüne)]

Sie reden davon, dass diese Koalition bei den Ärmsten der Armen kürzt - und was for-
dern Sie? - Ständig betriebsbedingte Kündigungen, wo ein 50-Jähriger schnell auf die
Straße gesetzt wird und dann bei der derzeitigen Situation in der Stadt nie wieder einen
Job bekommt. Und wenn Sie dann sagen: Wir müssen den Investoren den roten Teppich
ausrollen - na, verdammt noch mal, es gibt in dieser Stadt noch eine ganze Menge zu
investieren. Wann fangen die Investoren an, die Hochhäuser am Alex zu bauen oder an-
dere Bereiche? Wann gehen sie denn da heran?

[Beifall bei der SPD - Dr. Lindner (FDP): Wenn Sie abgewählt sind!]

- Na klar, weil sie dann hoffen, dass Sie das besser machen. Sie als Finanzsenator kann
ich mir locker vorstellen. Dann allerdings wird in dieser Stadt das Zähneklappern ausbre-
chen, und die Zahnärzte werden sich dumm und dämlich verdienen.

[Beifall bei der SPD und der PDS - Ritzmann (FDP): Wenigstens etwas!]

Wenn Sie sich hier hinstellen, Herr Kollege Lindner, und dann aufrechnen, dass eine 14-
tägige Verzögerung einer Entscheidung soundso viel kostet, man hätte gestern gleich
und heute dann entscheiden können: Warum, bitte sehr, hat im Vermögensausschuss
neben den Grünen auch die FDP Fragen eingereicht, die schriftlich beantwortet werden
sollen?

[Beifall bei der SPD und der PDS - Ah! bei der SPD]

Soll das heißen, wenn es um Privatisierung geht, ist das Ergebnis: Hauptsache, es wird
privatisiert, die Fragen könnt ihr uns noch in drei Jahren beantworten?

[Heiterkeit bei der SPD und der PDS]

Das kann es doch wohl nicht sein! Wenn Sie so arbeiten - Sie brauchen sich gar nicht zu
melden, eine Zwischenfrage nehme ich sowieso nicht an -, dann kann ich mir vorstellen,
wie in Zukunft in dieser Stadt gearbeitet würde, wenn Sie einmal die Möglichkeit dazu
hätten. Sie werden sie zum Glück nicht haben, weil diese Art des Auftretens, wie Sie es
an den Tag legen, diese posenhaften Auftritte, beim Bürger nicht ankommt.

[Beifall bei der SPD und der PDS]



Kommen wir zur Sache: Der Verkauf der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft GSW
an ein amerikanisches Konsortium ist zunächst einmal, auch mit Blick auf die Klage des
Landes Berlin vor dem Bundesverfassungsgericht, ein finanzieller Erfolg. Als vor zwei
Jahren der Verkauf daran scheiterte, dass der Politik die gebotenen Kaufpreise von 215
Millionen € zu gering waren, zweifelten viele in den Medien, dass überhaupt mehr erziel-
bar sein könnte.

[Liebieh (PDS): Auch Lindner!]

Der jetzige Kaufpreis von 405 Millionen € zeigt, wie richtig der rot-rote Senat gelegen
hat. Der Kollege Radebold hat vorhin schon in der Begründung der Aktuellen Stunde dem
Finanzsenator Dank ausgesprochen. Dieser Kaufpreis ist nicht das Einzige, wir werden
damit auch die Schulden der GSW von 1,67 Milliarden € los, auch wenn manche Latri-
nengerüchte verbreiten, die Schulden müsse das Land Berlin weiter tragen.

Mit dem Verkauf wurde geregelt, dass sich die Erwerber an die bisherigen Regeln des
Landes Berlin und seiner Wohnungsbaugesellschaften zum Schutz der Mieter vor Luxus-
modernisierungen halten und sich am Berliner Mietspiegel orientieren. Das ist kein Zier-
rat. Das ist in einer Mieterstadt üblich.

[Dr. Lindner (FDP): Alles selbstverständlich, steht im Gesetz!]

- Nein, nicht alles, was im Bürgerlichen Gesetzbuch steht, Herr Rechtsanwalt Lindner, ist
auch das, was im Berliner--

[Dr. Lindner (FDP): Das ist Zierrat! An einen qualifizierten Mietspiegel muss man sich
halten!]

Berlin hat an der Stelle noch ein paar Besonderheiten. Nicht zu Unrecht hat die GSW für
ihre Mieter eine Zusatzvereinbarung abgeschlossen, damit sie individuell über ihren Miet-
vertrag gesichert sind.

Diese Verträge sehen auch eine Vertragsstrafe vor, anders als das bisher üblich war. Das
zeigt, wie gut die Finanzverwaltung verhandelt hat. Es ist nicht so, dass man später der
Vertragsstrafe hinterherrennen und sie einklagen muss, sondern sie wird vorab gezahlt
und liegt auf dem Konto, und der Senat hat selbst Zugriff darauf, wenn er einen Verstoß
feststellt. Es ist vorhin schon darauf hingewiesen worden, dass der Senat noch bis 2012
im Aufsichtsrat vertreten ist.

[Ritzmann (FDP): Ob das gut ist?]

Was auch wichtig ist: Die Gesellschaften werden, obwohl es in dieser Mieterstadt schwie-
rig ist, versuchen, die Eigentumsquote zu erhöhen, indem sie versuchen, Mieterprivati-
sierungen zu günstigen Bedingungen durchzusetzen, weil dies für bestimmte Objekte
durchaus im Interesse der Gesellschaft sein kann.

Im Übrigen gilt natürlich das Mietrecht. Das wissen auch amerikanische investoren.

[Dr. Lindner (FDP): Aber sozialdemokratisehe Anwälte nicht!]

Und weil sie es wissen, lieber Herr Dr. Lindner, ist die Mär falsch, die Sie in die Welt set-
zen, das koste nun angeblich mehr Geld, wenn sie hierher kämen; da sind sie nicht blau-
äugig und unwissend über das , was auf dem deutschen Mietermarkt los ist, sondern sie
wissen das sehr genau, und dann wissen sie auch, welche Rechte hier sind. Dann ist das
Angebot, das sie gemacht haben, nicht deshalb, weil es das BGB und den Mieterschutz
gibt, geringer, sondern das ist eben so. Daran wird auch nichts geändert. Trotzdem ha-
ben sie diese erhöhten Angebote gemacht, weil sie schlicht und einfach gesehen haben,
dass es für sie eine Chance ist, auf diesem Markt einen Platz zu bekommen, von hier aus
in andere Regionen und Bundesländer zu gehen, um möglicherweise mit dem Firmentitel
GSW eine größere Gesellschaft zu bilden und auf dem Wohnungsmarkt Gewinn zu ma-
chen, und zwar nicht so, wie sich das Klein Otto vorstellt, dass er die Mieter drangsaliert,
sondern indem vernünftig gearbeitet wird. Wer sich das einmal angesehen hat, was bei



Lone Star in Hellersdorf läuft, der weiß, dass hier auch Private so etwas vernünftig ma-
chen können. Aber das heißt nicht, Herr Dr. Lindner, dass man deshalb alle städtischen
Wohnungsbaugesellschaften auf Teufel komm raus verzichtet, bloß weil wir derzeit eine
günstige Marktsituation für den Mieter mit 100 000 leer stehenden Wohnungen haben.
Gerade deshalb - die SPD hat sich da in einem Papier festgelegt, wir haben gesagt: Wir
brauchen etwa wie in anderen großen Ballungsräumen 15 %. Wir sind bei etwa 280 000
Wohnungen gelandet, die man braucht, um möglicherweise marktbeeinflussend tätig zu
sein. Wir hoffen alle, dass es auch in der Wirtschaft wieder bessere Zeiten gibt, wenn die
Wirtschaft anfängt, zu investieren, und sich nicht nur ausruht. Dann allerdings wird es
auch notwendig sein, dass wir in dieser Stadt eine Möglichkeit haben, den Markt zu be-
einflussen. Deshalb werden wir auch weiterhin städtische Wohnungsbaugesellschaften
benötigen. Sie werden keinen Erfolg haben, wenn Sie wie Cato ständig dagegen andon-
nern.

[Beifall bei der SPD und der PDS]

Bei der Erhaltung städtischer Wohnungsbaugesellschaften ist auch wichtig, dass wir sie in
Ruhe lassen. Das haben wir hier schon einiger Zeit diskutiert. Das Problem unserer städ-
tischen Wohnungsbaugesellschaften war - deshalb sind Private teilweise günstiger -, dass
wir ständig eingegriffen haben. Sie durften In-sich-Geschäfte machen, die sie sonst nicht
gemacht hätten. Sie durften von den Bezirken Grundstücke und Häuser kaufen, die sie
möglicherweise ansonsten nicht gekauft hätten. Das alles belastet die Situation dieser
städtischen Wohnungsbaugesellschaften, wie sie die Hauptlast der Sanierung getragen
haben, wie sie Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre die Hauptlast des
Wohnungsbaus, als alle davon ausgingen, dass wir demnächst in Berlin 5 Millionen Ein-
wohner haben, getragen haben. Auch dies hat die städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten belastet. Sie müssen mit einem neuen Controlling - die Finanz- und die Stadtent-
wicklungsverwaltung sind auf einem guten Weg, wie wir schon diskutiert haben - in die
Lage versetzt werden, ohne diese Eingriffe wieder erfolgreich am Markt mitzuarbeiten.
Dann werden sie auch künftig besser gestellt sein. Dann können sie in einen guten Wett-
bewerb mit den Privaten treten, aber immer noch als Reserve dafür, falls einmal Eng-
pässe im Mieterbereich auftreten, dass man hier auch für die ärmeren Schichten, von
denen Sie auch gerade gesprochen haben, die Möglichkeit hat, Wohnraum zur Verfügung
zu stellen.

Insgesamt kann man als Ergebnis festhalten: Finanziell hat sich der Verkauf für das Land
Berlin gerechnet. Für die Mieter sind keinerlei Beeinträchtigungen oder Statusverluste
eingetreten, und sie werden auch nicht eintreten. Die Mieter bleiben geschützt wie bei
allen städtischen Wohnungsbaugesellschaften in dieser Stadt. Deshalb war das ein guter
Deal, den wir hoffentlich in 14 Tagen alle gemeinsam beschließen werden. Herr Dr. Lind-
ner, dann können Sie noch einmal von vorne darüber reden, aber es wird sich nichts än-
dern. Diese Entscheidung war richtig. Aber Sie werden deshalb nicht andere präjudizieren
können. - Danke sehr!

[Beifall bei der SPD und der PDS]

Vizepräsidentin Michels: Danke schön! - Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter
Kaczmarek das Wort.


